Ey u e 


I. W. 
M Japegang 2 (1928) Me. RE Sala: 


Oftland- Berichte 


Auszüge aus polniſchen Büchern, Jeitſchriften und Zeitungen 


herausgegeben vom Oſtland - Inſtitut in Danzig 


Bei Rückfragen iſt auf die am Schluſſe jedes Arkikels ſtehende Nummer Bezug zu nehmen. 


raktur Berichk. 
eee Antiqua — EA, überjegung > polniſchen Zerfes. 
Die Vergangenheit Danzigs als „polniſcher Stadt“. . . 101 
Polen und die Befreiung Wiens im Jahre 16888. 103 
Lorſchungsergebniſſe. 
Zaborski, Die Dorfformen in Polen und ihre Verbreitung. 104 
Rudnicki, M., Sinus Codanuas 105 


Politiſche Fragen. 
Polek, W., Die Reviſion der e im 9 der Völker- 
bundsſaßung . 108 
Die „Verſtärkung“ e 1 


Wirtſchaſtliche Fragen. 
Gdingen und die Seeküſte vom Standpunkte des Verkehrs. 117 
Studnicki, Wł., Das Memel-Prob lm 119 


Die vergangenheit Danzigs als „polniſcher Stadt”. 


Nach der Vorbemerkung der Redaktion der „Epoka“ verdienen 
die folgenden Ausführungen beſonderes Inkereſſe, „zumal jetzt, da 
die Beziehungen der Republik Polen zur Freien Stadt Danzig 
allmählich in bessere Bahnen kommen“. Der Verfaſſer A. Tran- 
hand (Deputierter der Stadt Vienne), der „als ausgezeich- 
neter (!) Kenner der Ostsee- und polnischen Fragen“ bezeichnet 
wird, bietet nach der Meinung der Redaktion „eine gründlich 
untersuchte Geschichte Danzigs“. Bezeichnenderweiſe entffammt 
dieſe Darſtellung der „Information Franco-Polonaiſe“. Wir ent- 
nehmen daraus das Folgende: 

Eingangs erwähnt der Verfaſſer den 13. Punkt der Wilſonſchen 
14 Punkte, auf Grund deſſen die Abtretung Danzigs geſchehen ſei, 
„um Polen den freien und unmittelbaren Zugang zur Welt so- 
wie den friedlichen Besitz der Mündung der Weichsel, die in 
ihrem ganzen Lauf von der Quelle an ein polnischer Fluß ist, zu 
geben.“ Aber mit Rückſicht auf die deutſche Rationalität des 
größten Teils der Bewohner von Danzig häkten die Urheber des 
Traktates von Verſailles fih darauf beſchränkk, Danzig zu einer 
Freien Stadt zu machen, die wirkſchaftlich mit Polen verbunden und 
„zu Gunsten Polens in dem Gebrauch ihrer politischen Rechte 
beschränkt ist.“ 

Wie „gründlich“ die Geſchichtskennktniſſe des franzöſiſchen 
Sachverſtändigen ſind, zeigt folgender Saß: „Erst im 19. Jahr- 
hundert nahm Danzig den Charakter einer deutschen Stadt an, 
welche Tatsache das entscheidende Argument bildete, als es 
sich um die Schaffung der Freien Stadt handelte.“ Und woher 
unſer „Hiſtoriker“ ſeine Kenntniſſe bezogen hat, kann man aus 
dem dann folgenden hiſtoriſchen Exkurs leicht erkennen: es iſt 
polniſches Material, das hier, um den Schein einer gewiſſen Neu- 
kralität zu erwecken, von einem Franzoſen vorgebrachk wird. So 
berichtet der Verfaſſer: „Schon vom Augenblick ihrer Gründung 
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an trägt die Stadt einen slavischen Namen). Im 11. Jahrhun- 
dert dehnen der erste polnische König, Boleslaw Chrobry, der 
Große, und seine Nachfolger ihre Herrschaft über sie aus, und 
1148 vertraute der Papst Eugen III. durch die Vereinigung der 


Stadt Danzig mit der Diözese Wloclawek sie der geistlichen 


Fürsorge des polnischen Bischofs an. Danzig ist pol- 
nisch über 150 Jahre danach, bis 13082), in 
welchem Jahre es unvermutet in die Hände der Kreuzritter 
fällt.“ Nach der Niederlage bei Tannenberg im Jahre 1410 habe 
fih die Danziger Bevölkerung erhoben, die Kreuzritker verjagt 
und ſich den Polen unterworfen, worauf der König Kafimir 
Jagiellonczyk „von neuem Danzig seinem wahren! Vaterlande 
einverleibt hat (II).“ 

Von den weileren Ausführungen des Verfaſſers über die 
günſtige Lage Danzigs im Wittelalter kann hier abgeſehen werden, 
da diefe fih im Wefentlihen darauf beſchränken, Danzigs 
Handelsbeziehungen nach Weſt- und Oſteuropa darzuſtellen. 

Nachdem der Verfaſſer ſich dann in längeren Ausführungen 
über die angebliche kreue Anhänglichkeit der Danziger an Polen 
ausgelaſſen hat, faßt er das Ergebnis feiner „Studien“ in folgen- 
den bemerkenswerken Sätzen zuſammen: 

„So war denn, als 1793 bei der zweiten Teilung Polens 
Danzig von Preußen als Kriegsentschädigung für den damaligen 
preußisch- französichen Feldzug annektiert wurde, diese Stadt 
durch und durch polnisch), sowohl gefühlsmäßig 
als auch wegen ihrer Interessen, durch ihre Institute und durch 
ihre Zivilisation. Zwar erhielt in den 150 Jahren die bis dahin 
rein slavische Bevölkerung, als sie im 14. und 15. Jahrhundert 
unter der Herrschaft der Kreuzritter stand, eine deutsche Bei- 
mischung. Der polnische Staat als Herr über Danzig?) ermög- 
lichte getreu seiner Politik weitgehender Toleranz beiden Be- 
völkerungselementen eine friedliche Entwicklung. Daher wur- 
den in Danzig zwei Sprachen gesprochen: Polnisch und 
Deutsch, und gleichzeitig in den Schulen gelehrt. Ebenso 
wurden in den Kirchen Predigten polnisch und deutsch gehal- 
ten, und das verletzte damals niemand. Man kann kühn be- 
haupten, daß zu der Zeit, da Danzig von Preußen ge- 
raubt wurde, es eine polnische Stadt war), 
geistig, gefühlsmäßig und durch seine Vergangenheit.“ 

Nach diefen Ausführungen wundert man ſich nicht mehr, wenn 
man im Schlußſatze lieſt: „Der Fortschritt der Germanisierung 
Danzigs im 19. Jahrhundert hatte für diese Stadt, die solange 
sie polnisch war, der größte Hafen Nordeuropas war, verderb- 
liche Folgen.“ 

Was der Verfaſſer mit dieſem ſeinem hiſtoriſchen Exkurs auf 
Wunſch der Polen fagen will, lautet in dürren Worten: Die 
eigentliche Veranlaſſung für die Errichtung einer Freien Stadt 
Danzig ſei der angeblich deutſche Charakter des größten Teiles 
ihrer Bewohner geweſen. Wie der Verfaſſer auf Grund ſeiner 
„ausgezeichneten Studien“ feſtgeſtellt haben will, ift dieſer deutſche 
Charakter aber künſtlich geſchaffen worden und zwar erft im 
19. Jahrhundert! Die Beſtimmungen des Traktates von Ver- 
ſailles, welche eine Freie Stadt ſchufen, find alſo von falſchen 
Vorausſetzungen ausgegangen und daher der Korrektur bedürftig. 
Dieſe Korrektur, d. h. die Einverleibung Danzigs in das polniſche 
Staatsgebiet, wird nach Meinung des franzöſiſchen Sadhverffändi- 
gen für Danzig nur von Vorteil ſein, denn die „Germaniſierung 
Danzigs im 19. Jahrhundert“ hat für die Stadt nur „verderbliche 
Folgen“ gehabt! 

So wird ſyſtematiſch unter dem Deckmantel wiſſenſchaftlicher 
Objektivität von polniſch-franzöſiſcher Seite die geſchichtliche 


1) Der Verfaſſer, deſſen „ausgezeichnete Studien“ über die Vergangenheit 
Danzigs von der Redaktion der „Epoka“ gerühmt werden, ſcheint die grundlegenden 
Unterſuchungen von F. Lorentz in Heft 60 der „Zeitſchrift des Weſtpr. Geſchichts. 
vereins“ nicht zu kennen. 

2) Von uns geſperrt. (Red.) Von der Herrſchaft der Pommerellerherzöge, ins- 
beſondere des bedeutenden Swankopolk, iſt dem Verfaſſer von ſeinen polniſchen 
Gewährsmännnern wohlweislich nichts erzählt worden. 

3) Von uns geſperrt. (Red.) 

4) Der polniſche Staat iſt nie Herr über Danzig geweſen; Danzig hat nur 
den polniſchen König als feinen Oberherrn anerkannt. (Red.) 
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Wahrheit dem Auslande gegenüber „korrigiert“, ein zielbewußtes 
orgehen, dem man von deutſcher Seite leider noch immer nicht 
mit der nötigen Energie enkgegenkritt. 


[,Epoka“ vom 31. VIII. 1928, S. 2.] 


Polen und die Befreiung Wiens im Jahre 1683. 


Im „Kurjer Poznański” teilt Pfarrer Dr. Br. Gladysz mit, 
daß die Poſener Pfarrer-Konferenz auf Grund eines von ihm 
verfaßten Referats (abgedruckt im Märzheft 1928 der in Wlocla- 
wek erſcheinenden Zeitſchrift „Ateneum Kaplanskie“) beſchloſſen 
habe, fich mit folgender Bitte an die polniſchen Biſchöfe zu wenden. 
Am 12. Auguſt würden in der ganzen katholiſchen Welt Marien- 
andachten zur Feier der Befreiung Wiens im Jahre 1683 abge- 
halten, ohne daß dabei aber die Takſache erwähnt werde, daß ein- 
zig und allein dem Könige Johann Sobieski und der polniſchen 
Ritterſchaft dieſer Sieg zu verdanken fei. Dieſes bewußte Ver- 
ſchweigen der polniſchen Verdienſte ſei auf die Bemühungen 
Sſterreichs zurückzuführen, das allen Anlaß gehabt habe, die Tat- 
ſache der polniſchen Hilfe zu unterdrücken, da Kaifer Leopold 
ſchmählich geflohen ſei. Nicht genug damit, Sſterreich habe Polen 
diefe Errettung mit ſchmählichem Undank gelohnt, indem es mit 
verbrecheriſcher Hand an der Teilung Polens mitgewirkt habe. 
And fo fei es auch zu erklären, daß, als im Jahre 1883 die zwei- 
hundertjährige Wiederkehr der Befreiung Wiens gefeiert worden 
lei, dienſteifrige öſterreichiſche „Hiſtoriker“, wie z. B. O. Klopp, fih auf 
jede Weiſe bemüht hätten, „das ihnen unbequeme Verdienst des 
Königs Johann und der polnischen Ritterschaft zu verkleinern, 
indem sie diese in der Rolle unbedeutender Hilfstruppen dar- 
stellten, die auf den Verlauf der siegreichen Schlacht nur einen 
untergeordneten Einfluß ausübten“. 

Polniſche Hiſtoriker ſeien dieſer Geſchichtsfälſchung aber ent- 
gegengefreten und häften urkundlich nachgewieſen, daß „nach der 
kompromittierenden Flucht des Kaisers Leopold König Johann 
(Sobieski) den Oberbefehl über das gesamte christliche 
Heer übernahm, den Schlachtplan ausarbeitete und sogar eigen- 
händig niederschrieb, danach persönlich die Kampfhandlungen 
leitete, sowohl auf dem deutschen wie auf dem polnischen 
Flügel, und indem er im letzten Augenblick den ursprünglichen 
Schlachtbefehl abänderte, die polnischen Husaren zum General- 
Sturm auf das türkische Lager führte und an deren bravurösen 
Attacke selbst mit dem Säbel in der Hand teilnahm.“ 

Damals unmittelbar nach der Schlacht habe man die Verdienſte 
Sobieskis auch allgemein anerkannk, dann aber ſeien ſie bewußt 
verdunkelt worden. Aber „jetzt hat das Blatt der Geschichte 
Sich gewendet. Der dynastische Ruhm der Habsburger ist ver- 
Schwunden, und die Republik Polen, der man einst den größten 
in der Geschichte bekannten Dienst mit Undank lohnte, ist mit 
Gottes Hilfe wieder zu neuem Leben erstanden.“ Heute, da auf 
dem Stuhle Petri der den Polen jo freundlich gefinnte Papſt 
Pius XI. ſitze, der mit eigener Hand im Jahre 1920 die polniſchen 
Truppen geſegnek habe, die für den heiligen Glauben und die chrift- 
liche Ziviliſation gegen den neuen Anſturm afiatifcher Horden zu 

elde zogen, könne man hoffen, daß dem Andenken des polniſchen 
Königs und der polniſchen Rikkerſchaft Gerechtigkeit widerfahren 
werde. Die polniſchen Biſchöfe ſollen alſo veranlaßt werden, den 
Papſt zu bitten, daß, in die Brevierlektion für den 12. Auguft der 
Name des ſiegreichen Königs Johann aufgenommen werde. Mit 
folgenden bezeichnenden Ausführungen ſchließt der Verfaſſer 
feinen Aufſatz: „Liturgische oder historische Bedenken können 
in dieser Frage nicht geltend gemacht werden und der Ge- 
Techtigkeit geschieht Genüge, wenn in einigen Jahren am 250. 
Jahrestage der ewig denkwürdigen Befreiung Wiens zugleich 
mit der Lobpreisung der Allerheiligsten himmlischen Für- 
Sprecherin in allen Gotteshäusern der katholischen Kirche auch 
der Ruhm des Heldenkönigs, des irdischen Erretters Wiens und 
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der Christenheit ertönen und dadurch der Welt die Taten 
Gottes, vollführt durch die tapferen Scharen der polnischen 
Ritterschaft und die Verdienste unseres Volkes um die west- 
liche Zivilisation in Erinnerung gebracht werden“. 


[Kurier Poznański“, Nr. 413 (12. IX. 1928), S. 8] (70) 


Zaborski. Die Dorfformen in Polen und 
ihre Verbreitung. 


Dieſe Arbeit bedeutet den erſten Verſuch, die fiedlungs- 
geographiſchen Verhälkniſſe des öſtlichen Mitteleuropas zufammen- 
faſſend darzuſtellen. Es zeigt fih, daß die auch in Deutſchland 
häufig verbreitete und z. B. auch noch im „Handbuch von Polen“ 
geäußerte Vorſtellung, Polen böte ſiedlungsgeographiſch ein febr 
einförmiges Bild, tatſächlich nicht zutrifft. Vielmehr befteht eine 
geradezu überraſchende Mannigfalkigkeit, die der des weſtlichen 
Mitteleuropas durchaus gleichkommt, und die niht nur auf die 
Entftehung mancher Siedlungskypen überhaupt bemerkenswerkes 
Licht wirft, fondern vor allem durch die Verbreitung der ver- 
ſchiedenen Formen den ſtarken Einfluß erkennen läßt, den die 
deutſche Kolonifation auf die Entwicklung der Beſiedlung Polens 
gehabt hat. In dieſer Richtung iſt namentlich die vom Verfaſſer 
entworfene Siedlungskarke von beſonderem Interejje. 

Die Unkerſuchungen von Zaborski ſtützen fih auf das vorhan- 
dene kopographiſche Kartenmaterial, daneben auf die Sichtung 
der hiſtoriſchen Quellen über die Koloniſation, die aber bekanntlich 
für diefe Fragen nicht allzuviel erakte Angaben bieten. — 

Die Klaſſifikation der Dorfformen, die Zaborski aufſtellt und 
die er ſeiner karkographiſchen Darſtellung zugrunde legt, geht 
keils von der äußeren Form der Siedlungen, keils von der geſchichk⸗ 
lichen Entwicklung derſelben aus. Damit erhält er vier Haupf- 
gruppen, von denen dann jede wieder verſchiedene Einzelformen 
umfaßt. Schon bei der Aufftellung der Haupkgruppen äußert ſich 
der ſtarke Einfluß der deutſchen Beſiedlung und kritt dann bei der 
Verbreikung der einzelnen Unkerkypen beſonders klar hervor. 
Gruppe J umfaßt die älteſten Dorfformen bis zum Anfang der 
deutſchen Koloniſation (im 13. Jahrhundert) mit 5 Einzelformen: 
Aunddörfern und Rundlingen, Skraßendörfern — und zwar Lang- 
dörfern und Angerdörfern —, Haufendörfern und Kekkendörfern. 
Gruppe II enthält dann die Dorfformen, die aus der deukſchen 
Koloniſation hervorgehen bzw. aus der Zuſammenlegung ſeit dem 
16. Jahrhundert und aus der modernen Parzellierung, mit ins- 
geſamt 4 Einzelformen: die Waldhufendörfer, die ein- und zwei- 
feitigen Reihendörfer ſowie die regelmäßig geomekriſchen Dorf- 
anlagen. In Gruppe III wurden dann die drei Formen aus der 
Koloniſation des nördlichen Polens (16. und 17. Jahrhundert) zu- 
jammengefaßt, nämlich Weiler, Straßenweiler und Platzdörfer. 
Die vierte und letzte Gruppe endlich bilden die Einzelhöfe als 
beſondere Gruppe für fih, im einzelnen mit verſchiedener hiſtori⸗ 
ſcher Enkſtehung. 

Sehr aufſchlußreich geſtaltek fih nun die Verbreitung der ein- 
zelnen Typen an Hand der erwähnten Überfichtskarte (12,7 Mill.). 
Danach gibt es Runddörfer und Rundlinge in Polen ſehr wenig, 
zuſammen nur etwa 30 Stück, ein Ergebnis, das im großen und 
ganzen ja auch mit den früheren Forſchungsergebniſſen überein- 
ſtimmt. Das Straßendorf wird — im Gegenſaß zu vielen anderen, 
auch deutſchen Autoren — von Zaborski niht als flaviſch ange- 
ſprochen, weil es nach feiner Meinung auch außerhalb ſlaviſcher 
Gebiete angetroffen wird. Innerhalb Polens hat es feine Haupt- 
verbreitung im Poleſie und in Weißrußland. Dagegen iſt die 
Sonderform des ſog. Langdorfes eine Haupkform Kongreßpolens 
und reiht in feiner Verbreitung vom Limes Sorabicus verſtreuk 
bis ins Poſenſche und nach Pommerellen hinein, wenn auch dabei 
vielfach nachträglich verändert. Am interefjanteften find die Aus- 
führungen Zaborskis über das Haufendorf. Es hat im Gegenſaß 
zu einer in Deukſchland vielfach verbreiteten Auffaſſung in Polen 
ſehr weite Verbreitung, ſetzt ſchon auf der Löß-Hochfläche von 


104 


Fraktur Bericht. 
Antigua — wörkliche Überſezung des polniſchen Textes. 


Die Dorfformen in Polen und ihre Verbreitung.) 


Lublin ein, erfüllt anſchließend das weite Gebiet von Wolhynien 
und Podolien und dringt ſogar bis in die Talungen der öſtlichen 
Karpalhenteile ein. Bemerkenswert iſt noch, daß Zaborski den 
Verſuch machk, das Haufendorf aus dem Straßendorf über das 
Kektendorf abzuleiten. Das letztere (eben als Übergangsform zum 
Haufen⸗ und Straßendorf) findet fih beſonders an der Grenze 
zwiſchen Podolien und dem Polefie, 3. T. auch, aber feltener in 
Podolien und im Karpathengebiet. 

Die II. Gruppe mit ihren 4 Einzelformen, die nun auf die Zeit 
nach der deutſchen Koloniſation zurückgehen, hat febr weite und 
ſehr charakkeriſtiſche Verbreitung. Im einzelnen findet fih das 
Waldhufendorf in Galizien und zwar im Karpathenvorland und im 
Gebirge ſelbſt, z. T. auch noch auf der Hochfläche von Lublin und 
im ſüdlichen Poſen. Das Reihendorf mit einer Häuſerreihe iſt 
vor allem im mittleren und weſtlichen Polen geradezu als Haupt- 
form verbreitet, etwa von Bialyſtok und Cholm angefangen bis an 
die Weſtgrenze; öſtlich davon, in dem Dreieck Grodno—Breft- 
Litowsk—Pinsk findet fih beſonders das Reihendorf mit zwei 
Häuſerreihen. Formen mit regelmäßig geomekriſch geftalteten 
Grundriſſen endlich finden ſich unregelmäßig hie und da über das 
ganze Gebiet verbreitet. Im ganzen prägt fidh in dieſer Verteilung 
das Einflußgebief der deutſchen Kolonifafion ziemlich klar aus. 

Die III. Gruppe mit den Weilern, Straßen-Weilern und Platz- 
dörfern iff auf Nordpolen befehränkt. Die Weiler treten von 
Plock über Mlawa bis Bialyſtok und Siedle auf, ferner noch ein- 
mal im Grenzgebiet von Wilna, vielfach in enger Beziehung zur 
Anſiedlung des polniſchen Kleinadels. Die Skraßen. Weiler zeigen 
eine ähnliche Verbreitung. Das Plaßtzdorf findet fih beſonders 
zwiſchen Plock und Mlawa ſowie zwiſchen Lomza und Siedlce. 

Die Einzelhöfe, welche die IV. Gruppe bilden, ſind meiſt nur 
lokal verbreitet und nach der Auffaſſung von Zaborski im allge- 
meinen jüngerer Enkſtehung. — 

Im ganzen ergibt ſich eine bemerkenswerke zonenförmige An- 
ordnung der Siedlungsformen in der Richkung von Süden nach 
Norden. Im Süden, alſo in Galizien, dominieren neben den Wald- 
hufendörfern der Karpathen vor allem die Haufendörfer, die das 
mitkeleuropäiſch-deutſche Gebiet der Haufendörfer mit dem 
podoliſch-ukrainiſchen verbinden und charakkeriſtiſcher Weiſe das 
Gebiet der letzten Vereiſung vermeiden, vielmehr die Gebiete be- 
fegt halten, die am früheſten der Beſiedlung unterlagen. Der Ein- 
fluß der deutfhen Koloniſakion tritt hier bis auf die Karpathen- 
gebiete in den Siedlungsformen zurück. Der mittlere Teil Polens, 
vom Nordrand Galiziens ekwa angefangen bis an den Südrand 
des nördlichen Polens, wird in der Haupkſache vom Reihen- und 
Langdorf im Weſten und vom Straßendorf im Oſten eingenommen. 
Hier herrſcht alfo durchaus der Siedlungstyp 
aus der Zeit der deukſchen Koloniſakion. In 
Nordpolen endlich herrſcht der Weiler, als ein 
Produkt ſpäter Kolonifation, aber ebenfalls 
deutſcher Befiedlung. 


[Prace Komisji Etnograficznei Polskiei Akademii Umieiet- 
ności. Krakau 1926. (87) 


Rudnicki, M. Sinus Codanus. 


Die nachfolgend auszugsweiſe in Überſetzung wiedergegebenen 
Ausführungen des ſchon vielfach genannten Poſener Sprach- 
forſchers find wieder ein Beiſpiel für feine abſolut unwiſſenſchafk— 
liche, in höchſtem Maße von polikiſchen Tendenzen beeinflußte 
Arbeitsweiſe. Und der ganze pfeudo.wiſſenſchaftliche Aufwand 
ſoll dazu dienen, um die geſchichklich erwieſene Tatſache, daß um 
Chrifti Geburt an der Weichſelmündung Germanen gewohnt haben, 
umzuſtoßen. 

Zunächſt verſucht der Verfaſſer zu beweiſen, daß der von Mela 
und Plinius überlieferte Name „Codanus“ baltiſchen (altpreufi- 
ſchen) oder ſlaviſchen (lechiſchen) Urſprungs ift: „Aus obiger Unter- 
suchung geht klar hervor, daß das lateinische (sinus) 
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Codanus formativ und lautlich einen balto-slavischen, 
bzw. nur slavischen, genauer lechischen, pomoranisch- 
polnischen Ausdruck decken kann, der zur Bezeichnung 
der Ostsee, bzw. eines ihrer Teile in der Zeit um 
die Geburt Christi diente. Möglich ist, daß dieser Name sich 
vor allem auf den Teil der Ostsee bezog, an dem sich die 
Slaven-Lechen, bzw. die Balten (Altpreußen) befanden, d. h. auf 
die spätere Danziger bzw. Gdingener Bucht. Gerade die Ost- 
see hat die Eigentümlichkeit, daß sie geographisch in mehrere 
Teile geteilt werden kann, deren Namen in unzweifelhaftem 
Zusammenhang mit den Sprachen der Völker stehen, die an 
diesen Teilen wohnen. Vgl. z. B. 1. Bottnischer (Busen), 
2. Finnischer (Busen), 3. Danziger (Bucht), bei Ptole- 
mäus „venedicos kolpos“, 4 mare slavonicum 
(Slavorum) im Mittelalter zwischen Rügen und den dänischen 
Inseln, 5. Sund, 6. Skagerrak usw. Wenn aber (sinus) 
Codanus in der Zeit des Mela und Plinius die ganze Ostsee 
bezeichnete und dieser Name wirklich ein baltisches Kadanas 
(Kodanos) bzw. slavisches Kodano(s) deckt, so ist es klar, daß 
in den Zeiten der Festigung dieses Namens sein Auftreten bei 
den römischen Autoren nur der Ausdruck des Übergewichts 
der Balten (der alten Preußen) bzw. der Slaven-Lechen an der 
Ostsee und auf der Ostsee ist. Es ist das übrigens nicht die 
einzige Spur und Beweis dieser Tatsachen.“ 

Nachdem Rudnicki dann die Bedeutung des Namens „Coda- 
nus“ dahin beſtimmt hat, daß dieſer entweder zu einem Stamme 
gehöre, der Waſſerlachen in kleineren oder größeren Verkiefungen 
oder ein ſchmutziges ſtinkendes Waſſer bezeichne, fährt er fort: „Schon 
oben habe ich bemerkt, daß die Festlegung des Namens Cod a- 
nus für die ganze Ostsee bei Mela und Plinius der Beweis zu sein 
scheint, daß zu ihrer Zeit das Übergewicht auf der Ostsee die 
Lechent) besaßen oder wenigstens es auf dem Teil der Ostsee 
hatten, wohin die Römer oder wenigstens ihre Informatoren 
kamen. Ich habe auch bemerkt, daß dies nicht die einzige 
Spur bzw. Beweis dieses lechischen Übergewichts ist. Vor 
allem das historische Zeugnis des Cornelius Nepos 62 v. Chr., 
aufgezeichnet bei Plinius Nat. Hist. II 170: „Quinto Metello 
Celeri . . tum Galliae proconsuli Indos a rege Sueborum dono 
datos qui ex India commercii causa navigantes tempestatibus 
essent in Germaniam abrepti“. Auch Pomponius Mela (Quintus 
Metellus Celer „Galliae pro consule praeesset, Indos quosdam 
a rege Botorum dono sibi datos.“ Schon „Slavia Occidentalis“ 
V 522 habe ich festgestellt, daß Indos = urnord. Vind — und 
Boti S Boii, India = urnord. latinisiert Vindia = Weonod-land 
Wulfstans, d. h. die Gegenden an der Mündung der Weichsel 
sind. 


Ptolemäus (2. Jahrhundert n. Chr.) lokalisiert seine Uene- 
dai am Meere, indem er den Uenedikos kolpos unter- 
scheidet, wodurch er vollständig klar feststellt, daß nach seiner 
Vorstellung die Uenedai — Slaven-Lechen?) in seiner Zeit an 
der Ostsee sitzen. Dieser unzweideutigen Feststellung gegen- 
über erweisen sich alle Kombinationen z. B. Kossinnas und 
Mucks von Nordillyrien, die die mitgeteilte Nachricht des Ptole- 
mäus verbessern sollen, als unzutreffend. Auf diesem Hinter- 
grund erhält erst der hypothetisch slavisch-lechische?) „sinus 


1) Jetzt erwähnt Rudnicki nur noch die Lechen, weil ihm das 
ſo in ſeine „Beweisführung“ paßt. Von den Lechen zu den Polen 
iſt dann nur noch ein kleiner Schritt. Die Balten (die alten 
Preußen), die vorher an erſter Stelle genannt wurden, find fort- 
gelaſſen. (D. Red.) 

2) Durch dieje unklare Ausdrucksweiſe Rudnickis wird beim 
Lefer der Glaube erweckt, als habe Ptolemäus ſelbſt die „Venedai“ 
mit den Slaven-Lechen idenkifizierk! Im nächſten Satze wird aus 
dieſer Kombination des Verfaſſers ſchon eine „unzweideutige Feſt⸗ 
ſtellung“! (Red.) 

3) Man beachte, daß der Verfaſſer die vorher an erſter Skelle 
genannte Beziehung des „sinus Codanus“ zu den Balten (den alten 
Preußen) jetzt überhaupt nicht mehr erwähnk. (Red.) 
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Codanus“ des Plinius und Mela seine richtige Bedeutung. Wir 
fügen hinzu, daß der Name Wisła lechisch zu sein scheint, 
ebenso die ihrer Zuflüsse wie Vstrica — Strießbach, Ra- 
dunia, Wda, Motla wa, Brda, sowie Drwęca, Bug 
und Narew. Gleichfalls einen lechischen Namen hat die 
Oder, wobei besonders ihr lateinischer Name Viadrus aus 
urlechisch V&dros oder V&drosz interessant ist, der von 
einem unmittelbaren Zusammentreffen römischer Reisender, 
Kaufleute oder Kundschafter mit Lechen zu zeugen scheint. 
Auch Gewässernamen wie Warta, Prosna, Goptlo,Ba- 
Tycza und Widawa sind ebenfalls lechisch. Andere Namen 
erweisen sich gleichfalls als lechisch, wie Puck, Gdańsk, 
Gdynia, endlich Wan sk — Gniew, Mewe und Tczew, das 
noch genauer in einer besonderen Arbeit besprochen werden 
wird. Gegenüber diesen unzweifelhaften Tatsachen!) sowie den 
theoretischen Wahrscheinlichkeiten, die sich ergeben aus der 
Untersuchung des Ausdrucks poln. wiciadz usw., des 
ethnischen Stammes Va n- und des ganzen Komplexes der mit 
dem nordischen Mythos von den vana-gudar zusammen- 
hängenden Fragen, können die unvollständigen und verwirrten 
Zeugnisse des Tacitus von Germanen an der Weichsel nicht als 
hinreichendes beweisendes Gegengewicht angesehen werden. 
Es unterliegt dabei keinem Zweifel, daß die Germania des Ta- 
citus eine politische Broschüre ist, zum Teil eine sittliche mit 
moralpolitischen Tendenzen. Deshalb muß man sie besonders 
von diesem Gesichtspunkte aus behandeln. Sie kann ein Zeug- 
nis für das politische Übergewicht germanischer Völker an der 
linken Seite der Weichsel sein, aber niemals kann sie als ethni- 
sches Dokument gelten, da Tacitus selbst, indem er die Veneder 
zu den Germanen rechnet, bestätigt, daß er die einen nicht von 
den anderen unterscheidet, daß er gerade dies Kunststück nicht 
ausführen kann. 

Dieser Gesichtspunkt gestattet die Annahme‘), daß die 
Germanen später zwischen die slavischen Völker auf der einen 
und die keltischen und italischen auf der anderen Seite kamen. 
Diese Tatsache?) bestätigt übrigens auch der Umstand, daß 
nachweislich und sogar noch in historischer Zeit große Teile 
des keltischen sowie des slavisch-lechischen Territoriums ger- 
manisch wurden. Es erfolgte das bald auf dem Wege der Ger- 
manisierung keltischer bzw. lechischer Völker, bald auf dem 
Wege der Vertreibung der Einheimischen aus ihrem Lande. 
Dieser aggressiv-räuberische Charakter der 
germanischen Völker?) ist vollständig bekannt in der 
Geschichte, die schon historisch gut aufgehellt ist. Es gibt 
keinen Grund zu meinen, daß in den Zeiten, aus denen wir keine 
schriftlichen Dokumente besitzen, es anders war. Selbst 
heute ist es ähnlich oder ebenso gerade bei 
den Germanen, die von sich behaupten, daß sie die ur- 
germanischen Traditionen am besten fortsetzen, d. h. bei den 
Deutschen’). Die einzige Tatsache, die gegen die unmittel- 
bare Nachbarschaft der Slaven und Kelten zu zeugen scheint, 
d. h. der ethnische Name urslav. Volch = Kelte, der aus 
dem urgermanischen Valhaz stammen soll, läßt sich, wie es 
Scheint, aus dem Keltischen als unmittelbare lechische Ent- 
lehnung von den Volkern herleiten. 

Die Germanen sind also) im Flußgebiet von 
Weichsel und Oder nur zeitweilige Eroberer und vielleicht 


1) Hier werden wieder abſoluk unbewieſene ſprachliche Hypo- 
lheſen als „unzweifelhafte Takſachen“ hingeſtellt, denen gegenüber 
natürlich die klaren Angaben des Tacitus, eben weil fie für Rud- 
nicki höchſt unangenehm find, von ihm als „unvollſtändig und ver- 
witri“ abgelehnt werden! Eines der vielen Beiſpiele für die 
„wiſſenſchaftliche“ Arbeitsmethode des Direktors des „Weſtſlavi- 
ſchen Inſtikuts an der Univerfität Poſen“. (Red.) 

k ) Aus der „Annahme“ des vorhergehenden Satzes wird im 
nächſten Satze eine „Talſache“! (Red.) 

3) Von uns geſperrk. (Red.) 

) Die Logik dieſer Schlußfolgerung iſt ſchlechkerdings nicht zu 
erkennen. (Red.) 
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sogar nicht so sehr Eroberer, die Staaten errichteten, als 
räuberische Ausbeuter der örtlichen acker- 
bautreibenden Bevölkerung)). Diese Bevölkerung 
besaß nämlich Lebensmittel, die auf dem Wege des Ackerbaus 
gewonnen wurden, und welche die Germanen, die sich noch in 
der Zeit des Tacitus hauptsächlich von Fleisch nährten, ent- 
behren mußten. Und das war der Hauptanlaß zu ihren räuberi- 
schen Unternehmungen. Solche Verhältnisse lassen sich übri- 
gens bei vielen primitiven Völkern, sei es in 
Afrika, sei es in Asien feststellen?). 

Solche Unternehmungen besaßen auch teilweise kaufmänni- 
schen Charakter, wie gewöhnlich in solchen Fällen. Übrigens 
beleuchtet die Unterwerfung Rußlands durch die warägischen 
Normannen hinreichend diese Weise des Vorgehens der Ger- 
manen noch in historischen Zeiten: die russischen Waräger 
waren nicht nur kriegerische Unteriocher, sondern hatten auch 
Handelszwecke im Auge.“ 

Für Rudnicki ift es eine feſtſtehende Takſache, die gar keines 
Beweiſes mehr bedarf, daß der um Chr. Geburt den Römern be- 
kannke Name der Oſtſee oder eines Teils derſelben: „sinus Coda- 
nus“ von einem der damals an der Oftfee ſitzenden Völker ge- 
ſchaffen fein muß. Das ift unbedingt ein methodiſcher Fehler, denn 
dem Worte Kodan-, deffen Laute in faſt allen europäiſchen 
Sprachen vorkommen oder wenigſtens um Chr. Geburk noch vor- 
kommen konnten, ift es niht anzuſehen, welcher Sprache es ange- 
bört. Für germaniſch hal dieſen Namen wohl noch niemand ge- 
halten, wohl aber wird man anzunehmen haben, daß die Römer 
ihn von Germanen gehörk haben. Geſchaffen kann ihn ein Volk 
haben, das um den Beginn unſerer Zeitrechnung ſchon längſt die 
Oſtſeeküſte verlaſſen und den Namen nachrückenden Völkern, viel- 
leicht jhon in mehrmaliger Vererbung, hinkerlaſſen hakte. 


[Sinus Codanus; in: „Slavia Occidentalis“, Bd. VIII (1928), 
S. 365—380.] (65) 


Polek, W, Die Revifion der Verträge im Licht der 
völkerbundsſatzung. 


Über die Perſon des Verfaſſers dieſer Schrift läßt ſich — 
zumal ein Verlag nicht genannt wird — nichts ermitteln, man 
kann aber aus der Druckausgabe ſchließen, daß er wahrſchein— 
lich dem Kriegsminiſterium naheſteht. Kennzeichnend für die Arbeit 
iſt jedenfalls, daß ſie deutlich in zwei Teile zerfällt, in deren erſtem 
ſich der Verfaſſer bemüht, die völkerrechtliche Unmöglichkeit einer 
Grenzreviſion zu erweiſen, um ſodann jedoch im zweilen Teile ſeiner 
Arbeit in den üblichen Ton polniſcher Tageszeitungen zu verfallen. 

Als ſeine Aufgabe bezeichnet der Verfaſſer, „zu untersuchen, 
ob überhaupt die Möglichkeit einer Revision der Friedens- 
verträge auf Grund des Art. 19 der Völkerbundssatzung 
existiert“. Ausgehend von dem Grundſatz des gemeinen Völker- 
rechts „pacta sunt servanda“, deffen Enkſtehung gezeigt wird, ſtellt 
der Verfaſſer dieſem die „clausula rebus sic stantibus” gegenüber, 
die aber als unverbindlich bezeichnek wird. Als Beweis dafür 
wird auf den ruſſiſchen Verſuch verwieſen, dieſe Klauſel im Jahre 
1870 auf den Pariſer Vertrag von 1856 anzuwenden, desgleichen 
auf die Annekkion Bosniens durch Sſterreich-Ungarn im Jahre 
1908, in welchen beiden Fällen feſtgeſtellt wurde, daß eine ein- 
ſeitige Löſung von Verkrägen völkerrechtlich nicht zuläſſig fei. Eben 
diefe Prokeſte der Staaken hätten bewieſen, daß der Grundſaßz 
„pacta sunt servanda“ im Völkerrecht verpflichte, und daß das 
Völkerrecht die „clausula rebus sic stantibus” nicht anerkenne. 


1) Von uns geſperrk. (Red.) 

2) Von uns geſperrk. Ein wenig ſchmeichelhafter Vergleich für 
die Slaven-Lechen, denn logiſcher Weiſe enkſprechen die von den 
Germanen unkerworfenen Slaven den von eindringenden Eroberern 
unferworfenen primitiven Völker in Afrika und Aſien! (Red.) 
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Gegen die Behauptungen anderer Autoren (u. a. Al. Goellner— 
Ungarn, „La revision des traités sous le régime de la Société 
des Nations“, 1925), daß bei allen Verkrägen dieſe Klauſel zu 
vermuten ſei, wird darauf hingewieſen, daß durch die Anwendung 
dieſer Klauſel die Stabilität der Berhältniffe [an der eben Polen 
als „beatus possidens” inkereſſiert iff] gefährdet werden würde. 
Eine weitere Auseinanderſetzung mit den Gegnern unterbleibt. 

Ebenſo kurz wird auch die „Notrecht“-Theorie erledigt, „mit 
deren Hilfe Deutschland während des Krieges die Tatsache der 
Vergewaltigung der Neutralität Belgiens und Luxemburgs so- 
wie der Anwendung verbotener Kampfmittel. .. rechtfertigte“ 
(S. 13). Schließlich geht der Verfaſſer noch einmal auf die „clau- 
Sula rebus sic stantibus“ ein, deren Anwendung im Völkerrecht 
eine Gefahr ſei, und meint dann: „es hält schwer anzunehmen, 
daß trotz der Wünsche gewisser Verfechter dieses Grund- 
Satzes sie (sc. die Klausel) unwidersprochene Anwendung im 
Völkerrecht finden könnte“ (©. 14). 

Nach nochmaliger Betonung des „pacta sunt servanda” geht 
der Verfaſſer ſodann zu der Analyſe des Art. 19 der Völkerbunds- 
ſatzung über und meint dazu, „es wird nützlich sein, den histori- 
schen Boden aufzuzeigen, auf dem ‚einer der wichtigsten und 
allergefährlichsten (Artikel) in der Organisation des Völker- 
bundes“) eben der Art. 19 entstand“... .... „Es ist eine fest- 
stehende Tatsache, daß die alliierten Staaten sich vollkommen 
Rechenschaft darüber gaben, daß der Versailler Vertrag nicht 
vollkommen sei, daß viele Fragen verbleiben, welche die Zu- 
kunft lösen muß. [Dazu ſcheinen aber die Gebietsfragen, die der 
Verfaſſer fpäter ausdrücklich ausſchließt, nicht zu gehören!] 
Das bekräftigte Clemenceau in der Note an die Delegation 
Deutschlands (welche die Deutschen „Mantelnote“ nannten), 
wenn er schrieb, daß der Vertrag „gleichzeitig ein Organ 
schaffe, das notwendig sei für die friedliche Erledigung aller 
internationalen Probleme im Wege des Meinungsaustausches 
und der Verständigung, sowie um eine Methode zu finden, von 
Zeit zu Zeit Veränderungen in den Bestimmungen von 1919 
vorzunehmen, indem sie neuen Tatsachen und neuen Bedingun- 
gen angepaßt würden .. ..“ Nach einigen Bemerkungen über 
die mögliche Enkſtehung des Ark. 19 — wobei der Verfaſſer die 
Vermukung Goellners, der Ark. 19 ſtamme von Wilſon ſelbſt, als 
unbegründet ablehnt — erklärt er, daß nach dem bisherigen 
Skande der Forſchungen als der Geburkstag des Ark. 19 der 
14. Februar 1919 angeſehen werden könne, an welchem Tage er zum 
erſten Mal von der Kommiſſion, bei der Wilſon den Vorſitz geführt 
habe, beraten worden ſei. In der zweiten, am 28. April 1919 
ſtattfindenden Sitzung fei der Ark. 19 in der heufigen Faſſung 
zur Annahme gelangt. Dieſe Faſſung fei aber in der amtlichen 
polniſchen Veröffentlichung nicht zutreffend überſetzt worden, und 
der Verfaſſer gibt daher auf S. 17 eine ſeiner Meinung nach dem 
offiziellen Text entſprechende polniſche Überſetzung. 

Im Anſchluß daran wirft der Verfaſſer folgende Fragen auf: 
Wer kann die Initiative gem. Art. 19 ergreifen? — Was kann 
den Gegenſtand des Beſchluſſes bilden? — Was unternimmk der 
Völkerbund? — An wen ergeht das Erſuchen? — Ift für den Be- 
ſchluß Mehrheit oder Einſtimmigkeik erforderlich? — Er kommt 
dabei zu folgenden Ergebniſſen: Jedes Mitglied iſt berechtigt, die 
Inikiative zu ergreifen, und zwar geht der Verfaſſer hier aus- 
ſührlich auf den Präzedenzfall (den Antrag Boliviens auf Re- 
viſion des Friedensverkrages von 1904 zwiſchen Bolivien und 
Chile) ein. Hierbei lehnt er die Schückingſche Theorie ab, daß auch 
der Völkerbundsrat nicht nur von fih aus einen enkſprechenden 
Reviſionsantrag ſtellen könne, ſondern fogar die Pflicht habe, dies 
zu kun, wenn ſich die Notwendigkeit ergebe. Wichtiger als über 
dieſe Frage dürften die Ausführungen des Verfaſſers über den 
Gegenſtand der Unterſuchung gem. Ark. 19 erſcheinen. Der Yer- 
faſſer unterſcheidek hier drei Gruppen: 1. ausgeführte Verträge 
(Friedensverträge) mit ihren territorialen Beſtimmungen ujw., 
2. nicht ausgeführte oder in Ausführung befindliche (3. B. Dawes- 
Plan), und ſchließlich „unausführbare“, „von denen eben Art. 19 
1) Die in einfachen Anführungszeichen ſtehenden Worte find Zitat aus dem 


Werke des polniſchen Völkerrechtslehrers J. Makowſkl, „Rewizja Traktatöw na 
tle Paktu Ligi Narodów“ 1927. 


109 


Fraktur — Beridt. 
Antigua — wörkliche Überſetzung des polniſchen Tertes. 


(Die Revifion der Verträge im Licht der Völkerbundsſatzung.) 


der Satzung spricht“. Im Anſchluß hieran erklärt der Verfaſſer: 
„Was die erste Kategorie, ausgeführte Ver- 
träge, anbelangt, so ist unbedingt festzu- 
stellen, daß auf sie in keinem Fall der Art. 19 
Anwendung finden kann. Und zwar beson- 
ders in bezug auf dieVertragsbestimmungen, 
welche die Grenzen der vertragschließen- 
den Parteien festsetzen, kann keine Rede 
von ihrer Revision sein, und jeder Wunsch 
oder Bitte betr. eine solche Angelegenheit, 
die an die Völkerbundsversammlung gerich- 
tet wird, muß als nicht unter den betr. 
Artikel fallend ohne Untersuchung gelassen 
werden, muß a limine von der Versamm- 
lung abgelehnt werdent). Bei dieser Gelegenheit muß 
festgestellt werden, daß alle Bemühungen, die in dieser Hin- 
sicht von denjenigen Staaten unternommen werden, die sich 
durch die Friedensverträge ins Unrecht gesetzt fühlen (wie 
Deutschland, Litauen und Ungarn), um sich durch die Inter- 
pretation von Art. 19 die Revision ihrer Grenzen zu ermög- 
lichen, in der Völkerbundsversammlung aus rein formalen 
Gründen zum Mißerfolg verurteilt sind.“ Für diefe Behaupkung 
beruft fih der Verfaſſer auf Schückings Kommentar zum Genfer 
Protokoll, in welchem dieſer bedauert habe, daß alle Konflikte 
betr. Gebietsfragen, die durch die legten Friedensverkräge er- 
ledigt worden ſeien, gemäß Arkikel 4 des Genfer Protokolls von 
einer Prüfung ausgenommen worden ſeien. Profeſſor Schücking 
wiffe ſelbſt zu gut, daß Friedensverkräge betreffend territoriale 
Feſtſetzungen ohne Zuſtimmung der inkereſſierten Parteien keiner 
Revifion unterworfen werden könnten, denn, jo behauptet unfer 
Verfaſſer, „ausgeführt, schaffen sie für die Parteien erworbene 
Rechte (iura quaesita); es ist Grundsatz der internationalen 
Rechtsordnung, gültig erworbene Rechte nicht in Zweifel zu 
ziehen“ (S. 22/23). Über die in Ausführung begriffenen Verkräge 
wird weiter nichts Beſonderes vermerkt. Schließlich behandelt der 
Verfaſſer die „unausführbaren Verträge“, von denen Ark. 19 
fprichf, „bei denen man sich davor hüten muß, absolute Un- 
möglichkeit der Ausführung mit Schwierigkeit der Ausführung 
zu verwechseln“ (S. 23). Nur ſolche Verkräge, die kakſächlich 
„unausführbar“ ſind, dürfen nach der Meinung des Verfaſſers 
dem im Ark. 19 vorgeſehenen Verfahren unkerworfen werden. 

Bei Bekrachtung der in Ark. 19 vorgeſehenen „Zuſtände, die 
den Weltfrieden bedrohen können“, unkerſcheidet der Verfaſſer 
ſolche Zuſtände, die auf Grund von Verkrägen bzw. inkernakionalen 
Alken enkſtanden find, und ferner verkragsloſen Situationen. Die 
erſte Gruppe läßt ſich nicht von den Verkrägen, auf Grund derer 
ſie enkſtanden ſind, krennen, es gilt alſo für ſie das gleiche, wie 
das über dieſe Geſagte. Bezüglich der verfragslofen Zuſtände iſt 
die enkſcheidende Frage, über welche die Völkerbundsverſammlung 
enkſchließt, die, „ob fie den Weltfrieden bedrohen“. Wie fih die 
Völkerbundsverſammlung zu Ankrägen gemäß Ark. 19 verhalten 
kann, dafür konſtruierk der Verfaſſer vier Fälle: 

1. Die Verſammlung erklärt auf Grund eines Rechtsgufachtens 
oder auf Grund eines durch den Ständigen Internationalen Ge- 
richtshof erteilten Gutachtens ſich für inkompetent, die Angelegen- 
heit wird nicht unterfuht. Der Verfaſſer bemerkt hierzu: „Auf 
diese Feststellung können Motive politischer Natur hinwirken, 
wofür die Versammlung schon bei der bolivisch- chilenischen 
Frage ein Beispiel bietet“ (S. 25). Die Verſammlung habe nur 
die Möglichkeit, den intereſſierten Staaten eine Reviſion vorzu- 
ſchlagen. 

2. Die Verſammlung erklärt fih für kompetent, aber der An- 
krag auf Reviſion wird abgewieſen, denn „die vertraglichen Ver- 
pflichtungen sind erfüllt worden, sie fallen nicht unter den Art. 
19 (Zz. B. die Frage der deutsch- polnischen, der polnisch-litaui- 
schen, ungarisch-rumänischen, ungarisch-tschechoslovakischen 
Grenzen). Die internationale Situation bedroht nicht den Welt- 
frieden.“ Man merkt deutlich, wie diefe bezeichnenden Ausführun- 


1) Von uns geſperrt. (Red.) 
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gen nicht von völkerrechtlichen Erwägungen, ſondern von politi- 
ſchen Wünſchen diktiert worden find. 

8. Die Verſammlung kann ſich als zur Prüfung kompetent er- 
klären; der Verfaſſer weiſt aber auf das „kann“ gegenüber dem 
„muß“ hin, jo daß der Fall eintreten kann, daß aus politiſchen 
Gründen der Vorſchlag der Verkragsreviſion unterbleibt. 

Schließlich 4. Die Verfammlung erachtet ſich als kompetent, 
nimmt den Antrag an und beſchließt, fih an die intereffierten Par- 
keien zu wenden, damit dieſe den „unausführbaren“ Verkrag einer 
Prüfung unterziehen. Dieſer Beſchluß muß aber „einſtimmig“ er- 
folgen, wofür der Verfaſſer eine Reihe völkerrechklicher Autori- 
täten (vornehmlich engliſche und franzöſiſche) anführt. Und wenn 
auch dieſer Beſchluß nun einſtimmig erfolgt ift, fo bedeutet er doch 
keine rechtliche Bindung für die aufgeforderken Staaten. Befon- 
ders betont der Verfaſſer (im Gegenſatz zu einer Reihe auch deut- 
ſcher Völkerrechtslehrer) die Notwendigkeit der Einffimmigkeit 
des Beſchluſſes und polemifiert ferner beſonders eifrig gegen 
Schücking (an den fih auch der polniſche Völkerrechkler Eybi- 
chowski anſchließh, weil dieſer verlangt, daß die inkereſſierken 

arteien von der Abſtimmung ausgeſchloſſen ſein ſollen, „denn 
ſonſt würden fie gewiſſermaßen als Richter in eigener Sache auf- 
kreken“ (deuffches Zitat nach Schücking). Verfaſſer ſchließt fidh 
hierbei u. a. an die Entſcheidung des Ständigen Internationalen 
Gerichtshofes im Haag betr. den Streit Bolivia-Chile an, und 
zitiert hieraus den Satz: „Es würde ſchwer halten zu verſtehen, 
daß Fragen, die den Wellfrieden betreffen, gegen den Willen 
derjenigen, die in der Minderheit ſeiend, wegen ihrer politiſchen 
Situation gezwungen fein würden, die Mehrheit der Laſten und 
Folgen zu fragen“ (S. 30). Ergeht nun ein Beſchluß auf Anwen- 
dung des Art. 19 [wofür übrigens bei dieſer Auslegung wenig 
Wahrſcheinlichkeit beſtehen dürfte], jo ſtellk der Verfaſſer noh- 
mals das Fehlen jeder formalen Verbindlichkeit für den betreffen- 
den Staat feſt, „indessen werden die interessierten Staatsregie- 
Tungen, deren Vertreter an dem Zustandekommen des ein- 
stimmig gefaßten Beschlusses beteiligt sind. moralisch 
verpflichtet” sein die Traktatbestimmungen, welche 
unausführbar geworden sind, einer Prüfung zu unterziehen ..“ 
(S. 30). Um ſeine polniſchen Leſer zu beruhigen, erklärt aber der 
Verfaſſer, daß „nur dann die Versammlung fordern wird, un- 
ausführbare Verträge zu untersuchen, wenn sie sicher sein 
wird, daß die Parteien in gutem Glauben die Revision 
vornehmen“ (S. 30). Recht widerſpruchsvoll meint er ſchließlich: 
„Der Völkerbund ist kein Organ, das berufen wäre zu einer 
Lleichsam dauernden Revision verbindlich gewordener Ver- 
träge, ebenso ist er kein Institut, das von seinen Mitgliedern 
politische Askese verlangen könnte. Er entstand zu dem 
Zwecke, die internatianalen Beziehungen glücklicher zu ge- 
Stalten?), unaufhörlich auszugestalten ... und im Falle der Not- 
Wendigkeit zu ändern und umzugestalten“ (S. 31). Aber hierzu 
liegt nach der Behauptung des Verfaſſers kein Grund vor. Im 
Anſchluß an dieſe Ausführungen keilt der Verfaſſer eine ganze 
Reihe von Enkſcheidungen zum boliviſch-chileniſchen Streit mit, 
die im Augenblick nicht auf ihre Vollſtändigkeit nachgeprüft werden 
können, und die dazu dienen follen, die oben gekennzeichneten Dar- 
legungen des Verfaſſers nochmals zu erhärten. 

Von der Zuſammenfaſſung, die der Verfaſſer auf S. 35 über 
die Interpretation des Ark. 19 gibt, infereffiert nur folgende kate- 
goriſche Feſtellung: „Was die internationalen Ver- 
hältnisse, die den Weltfrieden bedrohen, an- 
belangt, so können sie auf keinen Fall die 
Politische Situation betreffen, die auf Grund 
der Friedensverträge nach dem Weltkrieg 
geschaffen worden ist). Denn der Völkerbundspakt 
nahm als Grundprinzip die Achtung aller Vertragsverpflichtun- 
Len an. Art. 10 als Fundamentalsatz bestimmt: Die Bundes- 
mitglieder verpflichten sich, die gegenwärtige terri- 
toriale Integrität und politische Unabhän- 
Ligkeit der Bundesmitglieder?) zu achten und vor 
— 

1) Augenſcheinlich nach Meinung des Verfaſſers aber nur für die Sieger- 
ſtaaten (Red). 

2) Von uns geſperrt. (Red.) 

3) Vom Verfaſſer geſperrt. (Red.) % 
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jedem äußeren Angriff zu schützen.“ Schließlich weiſt der Yer- 
faſſer auch als weitere Sicherungsmaßnahme darauf hin, daß nicht 
nur die unmittelbar inkereſſierten Staaken, ſondern auch alle 
ſeinerzeitigen Signakarſtaaken mit einer Revifion eines Verkrages 
einverſtanden ſein müſſen: „Der Widerstand irgend eines Staates 
der den Vertrag unterzeichnete, schafft die Unmöglichkeit der 
Revision des betreffenden Vertrages“ (S. 36). 

Auf dieſen erſten Teil, in welchem der Verfaſſer ſich bemüht, 
den Rahmen kheoretiſcher völkerrechtliher Erörkerungen nicht zu 
überſchreiten, folgt noch eine Erörterung der prakkiſchen Seile des 
Problems für Polen, und zwar der ſich vielleicht ergebenden Mög- 
lichkeiten für Deutſchland und Litauen. Hier läßt der Verfaſſer 
jedoch, wie ſchon eingangs betont wurde, jegliche Objektivität ver- 
miſſen, fo daß ein deuklicher Niveauunkerſchied feſtſtellbar ift. Ab- 
geſehen von der Frage, wieweit die bisherigen Ausführungen 
juriſtiſch zutreffend find, haben fie doch den Charakter einer wiffen- 
ſchaftlichen Erörterung; was folgt, iff im Tone des berüchtigten 
Krakauer Hetzblaktes, des „Kurjer Jluſtrowany Codzienny“ ge- 
ſchrieben. Nachdem zunächſt „der deukſche Pazifiſt Schücking“ er- 
wähnt wird, dem der Verſuch, das Genfer Prokokoll dahingehend 
auszulegen, daß auch Gebietsverkräge der Völkerbundsentſchei⸗ 
dung unterliegen können, febr verübelt wird, zumal „er sich auf 
die Situation, die die Existenz des „polnischen Korridors“ für 
Deutschland schafft, bezog“, fährt der Verfaſſer folgendermaßen 
fort: „Ebenso sprechen auch die deutschen Politiker und Staats- 
männer in ihren Kundgebungen den Gedanken aus, daß die pol- 
nisch-deutschen Grenzen einer Revision unterzogen werden 
müssen; die einen von ihnen meinen, im. Wege gemeinsamer 
Verständigung durch unmittelbare Verhandlungen, die anderen 
dagegen durch Revanche, das heißt durch einen Krieg“ [S. 37. 
Hinweis auf die Rede Hergts in Beuthen 1927, auf die Tagung in 
Schneidemühl Februar 1928.] Gegen die Behaupkung Schückings 
(Das Genfer Protokoll, 1924), daß nur die Friedenspräliminarien 
vom 11. November 1918 für Deutſchland verbindlich feien, der 
Verſailler Verkrag dagegen unter Zwang geſchloſſen und ungültig 
fei, meint der Verfaſſer, daß Deukſchland 1. in Art. 87 des Ver- 
ſailler Verkrages auf die in Ark. 27 beſchriebenen Oſtgebieke ver- 
zichtet habe; 2. „diesmal schon ohne Zwang durch die Unter- 
zeichnung des Vertrags betr. der Bestimmung der polnisch- 
deutschen Grenze durch die Internationale Deliminations- 
kommission“ [im Original (S. 38) geſperrtl. 

Dann heißt es weiter: „Die Gebietsklauseln wurden daher 
definitiv ausgeführt. Auf dieser Grundlage können sie also nicht 
der Revision gemäß Art. 19 unterliegen, was im Übrigen 
Deutschland genau weiß. Wenn tatsächlich irgendwelche Mög- 
lichkeit einer Revision der in Betracht kommenden Festsetzun- 
gen des Versailler Vertrages vorhanden sein würde, und sei 
auch nur ein Anschein dafür, so wäre Deutschland schon längst 
an die Völkerbundsversammlung mit dem Antrag, Polen zur 
Prüfung der Verträge, welche für Deutschland bedrückend sind, 

. aufzufordern, herangetreten. Die Behauptung, der Ver- 
sailler Vertrag habe bezüglich der Grenzen Polens eine Si- 
tuation geschaffen, die in Zukunft den Weltfrieden bedrohe, 
läßt sich nicht aufrecht halten, da Polen sich betr. der durch 
den Versailler Vertrag an Polen abgetretenen polnischen Ge- 
biete nicht einmal auf die Verträge zu berufen braucht. Diese 
Gebiete waren historisch polnisch, standen bis zur Zeit der 
Teilungen unter polnischer Herrschaft und wurden uns durch 
internationale Vergewaltigung abgenommen. Polen besitzt 
historische Rechte auf diese Gebiete, und diese Tatsache wird 
durch nichts geändert. Und selbst wenn der Versailler Vertrag 
in Zukunft einer Gesamtrevision unterliegen sollte, so würden 
diese Gebiete, welche die Wiege des polnischen Staatslebens 
bildeten, und die Rechte, welche Polen darauf besitzt, aus- 
reichen, um zu beweisen, daß die Deutschen nur der rasende 
Revanche-Gedanke, der überhaupt nicht mit historischer Wahr- 
heit rechnet, leitet. . . . Und wenn die deutschen Staatsmänner 
dies nicht verstehen können, so ist das nur ein Beweis ent- 
weder für ihren Mangel an Geschichtskenntnis, oder aber es 
leiten sie politische Gesichtspunkte, die ihnen notwendig sind 
zur Erreichung von Zielen, welche nicht immer mit der Idee 
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der Gerechtigkeit und dem Weltfrieden übereinstimmen. Alle 
revisionistischen Absichten der deutschen Politiker aus allen 
Lagern von den von Chauvinismus trunkenen Nationalisten bis 
zu den Sozialisten einschließlich — sowohl derjenigen die heute 
zur Regierung gehören als auch derienigen, welche der Re- 
gierung fernstehen, — besitzen keine rechtliche Begründung.“ 
Diefer Standpunkt der deutfchen Politiker ſchaffe nur Schwierig- 
keiten frog der Tatſache, daß nach den Worten des Minifters 
Zaleski „die grundlegende Absicht aller polnischen Politiker 
Sei, die allerbesten nachbarlichen Beziehungen mit Deutschland 
herzustellen und zu befestigen“ (S. 38/39). 

Doch unfer Verfaſſer geht noch ſchärfer mit den Deukſchen ins 
Gericht: „Die deutsche Diplomatie hat nicht den Weg der Auf- 
richtigkeit betreten, sondern sie wird durch das Trugbild der 
Vergangenheit, der früheren, geheimen, hinterlistigen Diplo- 
matie verlockt. Dadurch, daß man im deutschen Volke den 
Revanchegedanken nährt, um nach dem Muster Bismarcks von 
neuem das Deutsche Reich aufzubauen, trägt man nicht zur 
„moralischen Abrüstung“ bei, welche das deutsche Volk zu- 
nächst bei sich selbst einführen sollte, bis die neue Friedens- 
garantie (der Kellog-Pakt) „einen erfolgreichen Antrieb den Be- 
Strebungen gibt, welche auf eine allgemeine Abrüstung hin- 
zielen“.“ [Dieſen letzten Satz zitiert der Verfaſſer aus der deut- 
ſchen Antworfnofe an Amerika vom 27. April 1928. 

„In Deutschland herrscht, trotz der Umänderung der kaiser- 
lichen Farben in die der Republik der Geist Wilhelms und Bis- 
marcks. Die deutsche Diplomatie ist nicht erfüllt von der 
großen Idee des Weltfriedens. Man hat vergessen, daß man 
mit dem Augenblicke des Beitritts zum Völkerbunde Verpflich- 
tungen übernahm, die man gewissenhaft und loyal beobachten 
muß. Und vor allem muß man die Verpflichtungen beobachten, 
welche sich aus Art. 10 des Völkerbundspaktes ergeben, ‚der 
jedem Mitgliede des Völkerbundes befiehlt, die territoriale 
Integrität und politische Unabhängigkeit ausnahmslos aller Kon- 
trahenten des Paktes zu respektieren‘.“ Dieſen letzten Satz zitiert 
der Verfaſſer ebenfalls aus der am 9. Januar 1927 gehaltenen 
Rede des Minifters Zaleski. „Deutschland entwickelt gegen 
unsere Westgrenzen eine unerhört gewaltige Propaganda- 
Offensive, die absolut unvereinbar mit Art. 10 des Völkerbunds- 
paktes ist. ‚Sie ist in hohem Grade gefährlich für den Frieden, 
nicht nur für Polen, sondern für den allgemeinen Frieden“.“ 

Und nun folgen Sätze, in denen klar ausgeſprochen iſt, daß 
eine Verewigung der Rheinlandbeſetzung nur in polniſchem Sinne 
liegen würde: „Wenn die Deutschen heute derartig sich ver— 
halten, wWo die Rheinland-Okkupation noch nicht aufgehoben ist, 
um welche sie sich so eifrig bemühen, dann kann man an- 
nehmen, daß sie von dem Augenblick an, da die Rheinland- 
Okkupation aufgehoben wird, und die Mandatsfrage hinsichtlich 
der deutschen Kolonien erledigt sein wird, freier und ohne 
Rücksicht auf die allgemeine Meinung ihren gegen die West- 
Lrenzen Polens gerichteten Angriff beginnen werden.“ 

„Man muß mit aller Entschiedenheit erklären, als Meinung 
des ganzen polnischen Volkes, „daß wir für die guten Nachbar- 
beziehungen nicht den Preis der Revision unserer Westgrenzen 
zahlen!)“. Für keinen Preis treten wir einen 
Fuß pommerellischen oder schlesischen 
Bodens ab, dieser Gebiete, welche polnisch 
Sind, die uns die Übermacht nahm und die 
uns der Sieg des Rechts und der Gerechtig- 
keit wieder zurückgab?). Jeder Pole weiß, wie teuer 
uns diese Gebiete sind, daß sie nicht weniger polnisch sind als 
andere am meisten polnischen Länder; jeder weiß, daß ohne 
sie Polen nicht existieren kann und ieder Pole 
würde keinen Augenblick zögern, sein höch- 
Stes Opfer an eigenem Blut und eigener 
Habe zur Verteidigung dieser Gebiete vor 
allen Angriffen, aus welcher Richtung sie 
auch kämen, hinzugeben“ [S. 40]. 

— nn 


1) Die in Anfübrungszeichen ftebenden Worte find Zitat aus der Rede des 
Miniſters Zaleski vom 9. Januar 1927. 


2) Vom Verfaſſer geſperrt. (Red.) 
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Der Verfaſſer hofft, daß das Verſtändnis für dieſe angebliche 
Einmütigkeit (2) des polniſchen Volkes ſich bei Freund und Feind, 
Friedensfreunden und kriegslüſternen Politikern durchſetzen 
werde, wendet fih dann wieder Deutſchland zu und ftellt bei Ge- 
legenheit der deukſchen Antworinofe auf den Kellog-Pakt feft, daß 
danach für Deukſchland nur der Völkerbundpakt und das Locarno- 
Abkommen betr. das Rheinland verbindlich fei: „Also die in 
Locarno mit Polen und der Tschechoslovakei unterzeichneten 
Protokolle und die sich daraus ergebenden Verpflichtungen 
stellen für das offizielle Deutschland nichts von Bedeutung dar, 
sind für es „ein Fetzen Papier“ Gethmann-Hollweg). 
Deutschland erklärt von vornherein, daß „alle anderen inter- 
nationalen Verträge dieser Art Deutschland nicht betreffen“. 
(Wie sie über den Rapallo-Vertrag denken, ist nicht bekannt.)“ 


[S. 40/41.] 
Aber, ſo meint der Verfaſſer weiter, „die Bereitwilligkeit der 
polnischen Regierung zur Unterzeichnung des Paktes .. kann 


schließlich Deutschland die Augen für die Wirklichkeit öffnen. 
Die Phantastereien „von der Berichtigung der Ostgrenzen“ 
müssen verschwinden, und man muß wünschen, daß Deutsch- 
land begreift, daß es unter den jetzigen Bedingungen hin- 
streben muß auf ein harmonisches nachbarliches Zusammen- 
leben zum Wohl und Nutzen beider Völker.“ Es klingt im 
Munde des polniſchen Verfaſſers angeſichts der faſt in allen polni- 
ſchen Zeitungen immer wieder neu auflebenden ſyſtemakiſchen 
Hetze gegen Deukſchland etwas eigenartig, wenn er ſodann weiter 
meint: „man muß nicht die jetzige Generation in der Psychose, 
wie sie vor der großen Weltkatastrophe des Jahres 1914 be- 
stand, erziehen 

Die Ausführungen über die polniſch-litauiſchen Streitfragen 
find un verhältnismäßig kurz (kaum 1% Seiten) und führen natür- 
lich auch zu einer Ablehnung der litauiſchen Anſprüche. Der Prokeſt 
Litauens gegen die Feſtſetzung der polniſch-likauiſchen Grenze wird 
mit der Bemerkung abgekan, daß dieſer durch die Erklärung des 
Bölkerbundsrats vom 12. April 1924, daß „die polniſch-likauiſche 
Grenze endgültig gezogen und daß der Streit hierüber entſchieden 
ſei“ zurückgewieſen worden ſei. Alſo auch hier könne der Ark. 19 
keine Anwendung finden. 

Mit einem Appell an Litauen ſchließt der Verfaſſer feine 
Schrift, wobei er ſelbſt die Forderung, die er noch auf S. 41 ge- 
ſtellt hat, daß man die Pſychoſe vor dem Welkkriege 1914 ver- 
bannen müſſe, augenſcheinlich vergeſſen hat. Denn wieder findet 
er, um Litauen für Polen zu gewinnen, keinen andern Weg, als 
den, Deutſchland zu verdächtigen: „Litauen sollte einsehen, daß 
die gemeinsame Arbeit mit Polen gerade in diesem Winkel Ost- 
europas ein sehr wichtiges politisches Problem ist. Litauen 
Sollte endlich die hinterhältige und schlaue Politik Deutschlands 
erkennen, das zwischen Kowno, Warschau und Moskau lavie- 
ren will... Es sollten ferner die maßgebenden Leiter der 
litauischen Politik an die revisionistischen deutschen Pläne 
denken, deren Ziel es ist, im Austausch gegen den Danziger 
Korridor, Litauen oder Memel als Entschädigung für Polen zu 
bezeichnen.“ 


[Rewizja traktatów w świetle Paktu Ligi Narodów. War- 
schau, 1928, 45 S.] g (72) 


Die „verſtärkung“ Pommerellens. 


Anläßlich des Aufenthalts des polniſchen Staakspräſidenken 
Moscicki in Poſen widmete die polniſche Preſſe den Ju- 
ſtänden in dem früheren preußiſchen Teilgebiet beſonders erhöhte 
Aufmerkſamkeik. Hier feien nur die bezeichnendſten Außerun- 
gen herausgegriffen: nämlich die Verſuche, den polniſchen Cha- 
rakter dieſer Gebiete zu ſtärken: 1. durch rückſichtsloſe Durch- 
führung der Agrarreform, 2. durch Gebiekserweiterung der Woje- 
wodſchaft Pommerellen. 

Zunächſt das erſtere: In unverhüllker Form wird wieder aus- 
geſprochen, was längſt bekannt war, daß nämlich die Agrarreform 
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in Polen vornehmlich zur Schädigung der Minderheiten dienen 
ſoll. So wird 3. B. im „Meſſager Polonais” (Nr. 174 vom 1. 8. 
1928) im Anſchluß an einen Bericht über einen Artikel des Kra- 
kauer „Zluſtrowany Kurjer Codzienny” unter der Überſchrift: 
„Der Kampf mit der germaniſchen Hydra in Pommerellen” gefor- 
dert: „Verkeidigen wir das polniſche Pommerellen gegen die deuf- 
ſche Durchdringung!“ 

Die Durchdringung des polniſchen Pommerellens durch die 
Deutſchen geſchehe nicht bloß durch Preſſepropaganda und Ber- 
teilung von Broſchüren unter der angeſeſſenen deukſchen Bevölke- 
rung, ſondern werde vor allem auch ſichtbar durch die Erwerbung 
von Land und Immobilien. Dieſe Aktion werde unkerſtützt durch 
enorme Finanzmittel deutſcher Organiſakionen aus Amerika (2) 
und auch durch das Deutſche Reich (nach einem Artikel in der 
„Gazeta Gdańska” follen es holländiſche Bandinſtikuke fein, die 
hier als Strohmänner vorgeſchoben würden). 

Unker den energiſch zu ergreifenden Gegenmaßnahmen fordert 
der Verfaſſer vor allem, „daß das Parzellierungsgesetz auf alle 
Gebiete, die von einer gemischten Bevölkerung bewohnt 
werden, in seiner ganzen Schärfe angewandt werden muß.“ 
Weiterhin fährt der Verfaſſer fort: „Die Bevölkerung Pomme- 
rellens hat eine hochwichtige Mission zu erfüllen. Sie muß 
mit der Regierung zusammenarbeiten. Die polnische Bevölke- 
rung muß allen Versuchen, diese Gebiete an unseren Nord- 
grenzen zu germanisieren, den schärfsten Widerstand ent- 
gegensetzen. Vor allem dürfen die Polen auf keinen Fall ihr 
Land an die Deutschen abtreten. Jeder Hektar, der von einem 
Deutschen erworben wird, ist eine neue Festung des Ger- 
manismus. Jeder Verkauf polnischen Bodens an die Deutschen 
muß als Verbrechen an der Nation gebrandmarkt werden.“ 

In welcher Weiſe Bevölkerung und Regierung gegen die deut- 
ſche Minderheit zuſammenſtehen ſollen, wird aus zwei Arkikeln, 
die in den Warſchauer Zeitungen „Glos Prawdy” und „Epoka“ 
erſchienen ſind, erſichtlich. 

In der Beilage „Pommerellen“ zum „Glos Prawdy“ veröffent- 
licht der bekannte Direktor der „See- und Flußliga“ Uziemblo in 
dem Einleitungsaufſaktz folgende grundlegende Bekrachtungen: 
„Dieses Land hat eine Mission, von der in hohem Maße die Zu- 
kunft der Republik Polen abhängt, nämlich.. Polen den Weg in 
die weite Welt zu bahnen; und das ist entscheidend für die 
Frage, ob wir eine‘ Macht darstellen, oder ob wir in die Reihe 
der „Kleinen“, in jedem Falle, der geringeren Völker, der 
Staaten letzter Güte und geringerer Bedeutung, zurückgedrängt 
Werden.“ Nach einigen Bemerkungen über den Mangel an natür- 
lichen Reichtümern ſowie der wenig zahlreichen Bevölkerung in 
Pommerellen (Durchſchnitt pro qkm 57,3 gegen den polniſchen 
Staatsdurchſchnitt von 68,7 Einwohnern) ſtellt der Verfaſſer feft, 
daß Pommerellen zur Erfüllung dieſer Aufgabe weder Kräfte noch 
Mittel habe. 

Als Hinderniſſe werden weiker genannk: der Mangel einer 
Intelligenz (der ſich auch bei der Verwaltung ſtörend bemerkbar 
gemacht habe) und das Fehlen eines kulturellen Mittelpunktes; 
denn Bromberg (deffen natürliche Zugehörigkeit zu Pommerellen 
ſpäter erörtert wird) gehöre zur Wojewodſchaft Poſen, und da- 
durch würde eine Menge von Kräften, die nach Pommerellen 
gehörten oder dahinzielten, von Pommerellen abgezogen. Die in 
Thorn geleiftefe Arbeit, vornehmlich die der Wiſſenſchaftlichen 
Geſellſchaft (Towarzyſtwo Naukowe) könnte als ausreichend nicht 
erachtet werden. 

Nach der Feſtſtellung, daß, vornehmlich durch die neue Gene- 
rakion, die bereits in der Atmoſphäre der Unabhängigkeit heran- 
gewachſen ſei und ſich auf polniſchen Univerſikäten für Verwalkung 
und Selbſtverwaltung ausgebildek habe, das Ende der erſten 
krankhaften Zeit in der Geſchichte Pommerellens gekommen ſei, 
und daß neue friſche Kräfte zu wirken begännen ... ., erklärt der 
Verfaſſer, daß „die Verdichtung der dünnen Bevölkerung dieses 
Landes eine Notwendigkeit für eine hinreichende Sicherstellung 
unseres Zugangs zum Meere und zugleich eine Verstärkung des 
polnischen und Schwächung des deutschen Elements“ ſei. Die 
Agrarreform fei notwendig mit Rücfiht auf die Ernährung, 
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gleichzeitig bedeute fie aber eine Verringerung des 
deukſchen Beſißtzſtandes. 

Der Verfaſſer ſchließt: „Die Aufgaben Pommerellens sind 
groß und bedeutend. Und hier kehre ich wieder zurück zu 
meinem „ceterum censeo“ in dieser Angelegenheit: Pomme- 
rellen kann seine Aufgabe für den Staat erst dann erfüllen, 
wenn es gehörig gestärkt sein wird. Es ist notwendig, es zu 
verstärken, und zwar durch Einverleibung der Netzekreise und 
einiger Kreise des früheren Kongreßpolens, um daraus eine 
tragfähige Selbstverwaltungseinheit zu schaffen. Ebenso not- 
wendig ist es, entsprechend der Größe und Bedeutung Pomme- 
rellens, Bromberg zur Hauptstadt zu machen. Erst das ist die 
gebührende Problemlösung.“ 

Zur Frage der Erhebung Brombergs zur Haupfftadt Pomme- 
rellens wird in einem Arkikel in der Warſchauer Zeikung „Epoka“ 
ausgeführt, daß „Bromberg, obwohl verwaltungsmäßig zur 
Wojewodschaft Posen gehörig, de facto die natürliche Haupt- 
stadt Pommerellens und der Zentralpunkt für alle lebenswich- 
tigen Interessen Pommerellens ist. Früher oder später muß es 
zu Pommerellen geschlagen werden.“ Hierzu wird noch weiter 
vermerkt, daß Bromberg der wichkigſte Eifenbahnknotenpunkt ſei, 
daß auch heute ſchon die Eiſenbahndireklion Danzig ſowie die 
Poſtverwaltung außer Pommerellen auch Bromberg mit dem 
Negediftrikt umfaſſe, und daß die pommerelliſchen Intereffen- 
verbände ihren Sitz in Bromberg haben. 

Über die Ausführungen der „Epoka“, die ſich zum Teil wörklich 
mit denen im „Glos Prawdy“ decken, fei hier berichtet: 

Pommerellen gehöre zu den kleinſten Wojewodſchaften Polens, 
und es fei daher erſichtlich, daß eine folh kleine Verwalkungs- 
einheit in finanzieller Hinfiht febr ſchwach fei, wobei die relative 
Armut und geringe Bevölkerungsdichte des Landes zu berück. 
ſichtigen ſei. 

„Dagegen stellt Pommerellen in bezug auf den Staat ein 
Gebiet von außerordentlicher Wichtigkeit dar, das große Geld- 
aufwendungen und allseitige Investitionen erfordert. Pomme- 
rellen hat entscheidenden Einfluß nicht nur auf die Entwicklung 
der polnischen Küste, sondern auch für die Erfüllung seiner 
Rolle als Brücke zwischen dem Binnenland und dem Zugang 
Zur See.“ 

Die dann folgenden Ausführungen über den notwendigen Aus- 
bau des Eiſenbahnnetzes und ſeinen Umbau für die polniſchen 
Bedürfniſſe (pommerellen —Warſchau, Gdingen—Kohlen-Naphta- 
gebiet) ſeien an dieſer Stelle nur erwähnt. Wichkiger erſcheint, 
daß auch der Verfaſſer dieſes Arkikels feſtſtellt, daß Regierung 
und Selbſtverwaltung Hand in Hand arbeiten müſſen, daß er aber 
in aller Ausführlichkeit die Pläne einer Erweiterung des Verwal- 
lungsgebieks Pommerellens erörkerk. Zu den ſtaakspolitiſchen, fo- 
wie wirtſchaftlichen und kulturellen Inkereſſen käme noch das 
Nakionalitätenproblem. In aller Offenheit wird hier 
(in der „Epoka“ und dem „Glos Prawdy” [die beide der Regie- 
rung febr nahe ſtehenl, wörtlich übereinſtimmend) geſagk: 
„Tatsächlich ist eine große Mehrheit der pommerellischen Be- 
völkerung polnisch, aber die deutsche Minderheit!) 
bildet dort noch einen bedeutenden Prozentsatz (höher als in 
Posen), und vor allem befindet sie sich sozial und 
kulturell in privilegierter Stellung). Dieser 
Zustand läßt sich zugunsten des Polentums nur verbessern 
durch Einbeziehung der benachbarten Posener und Kongreß- 
polnischen Kreise, die einen höheren Prozentsatz rein polni- 
scher Bevölkerung, und darunter eine größere Zahl von Ver- 
tretern der wohlhabenden und intelligenten Kreise, besitzen.“ 

Seinerzeit fei durch die von dem Miniſterrak eingeſetzte Kom- 
miffion Bobrzyüſki ein Geſetzentwurf über die Anderungen 
der Grenzen der Wojewodſchaft Pommerellen ausgearbeitet 
worden; darin feien u. a. folgende Vorſchläge gemacht worden: 
Zu Pommerellen ſollten die Kreiſe Wirſiß, Bromberg Stadt und 
Land und Schubin aus der Wojewodſchaft Poſen, ferner die 
Kreiſe Lipno, Nieszawa und Rypin der Wojewodſchaft Warſchau 
kommen. Dadurch werde die Bevölkerungszahl der Wojewod- 


1) Von uns geſperrk. (Red.) 
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ſchaft Pommerellen auf 1% Millionen und die Bodenfläche auf 
24 000 qkm anwachſen. 

Bei einem Anteil von rund 180 000 Deutſchen auf 940 000 
Einwohner ergebe ſich ein Prozenkſatz der deutſchen Bevölkerung 
von rund 19 %. Setze man bei der Bevölkerung von 1½ Millio- 
nen die Zahl der Deutſchen mik 220 000 an, fo ergebe fih danach 
ein Prozenkſatz von rund 14,5 %. 

Leider fei dieſer Entwurf nicht zum Geſeß gediehen, der Ge- 
danke ſei jedoch in die Öffentlichkeit eingedrungen, und zwar habe 
der Abg. Langer im jetzigen Sejm den allſeitig günſtig aufgenom- 
menen Antrag geſtellt, die Wojewodſchaft Pommerellen durch Ein- 
beziehung der 4 Netzekreiſe zu erweitern. Gleichzeitig ſei die Re⸗ 
gierung daran gegangen, über die Vergrößerung der Mojewod- 
ſchaft ein eigenes Projekt auszuarbeiten, das noch weiter 
ging als (die hier erwähnten) Pläne Langer und Bobrzyäski. 

In der „Epoka“ wird dann noch der Prokeſt des Poſener Woje- 
wodſchaftslandkages gegen die geplante Abtretung der Neßekreiſe 
erörtert, und zwar meint der Verfaſſer, „daß wir die näheren 
Gründe zu diesem Beschluß nicht kennen, daß sie rein egoisti- 


scher Natur seien, ... denn alle gesamtstaatlichen und natio- 
nalen Erwägungen sprechen gerade für die Vergrößerung 
Pommerellens, ... auf Kosten der Posener und Warschauer 


Wojewodschaft.“ Dieſer Beſchluß des Pofener Landtags fei 
„sachlich vollkommen unbegründet und vom gesamtstaatlichen 
Gesichtspunkt unbedingt schädlich. Daher müssen die maß- 
gebenden Behörden über die Meinung des Posener Landtags 
zur Tagesordnung übergehen und so schnell wie möglich das 
Projekt zur Verstärkung und Erweiterung Pommerellens in die 
Tat umsetzen über die Ausfiht auf Verwirklichung 
wird an anderer Stelle (dem fon zitierten „Glos Prawdy”) ge- 
ſagt, daß „unzweifelhaft, trotz eines gewissen Widerstandes 
des Posener Wojewodschaftslandtages, dieses Projekt noch in 
diesem Jahr verwirklicht werden könne, . .“ 

Ganz abgeſehen davon, wie weit der obenerwähnke Regierungs- 
enkwurf „der noch weiter gehen ſoll“, möglicher Weiſe alſo noch 
andere Kongreßpolniſche Kreiſe einbeziehen würde, genügt 
ſchon dieſer erſte Plan, um das Weſen dieſes Projekts zu er- 
meſſen. Unbekümmerk darum, ob dieſe nach ihrem kulturellen 
Niveau fo verſchiedenen Gebiete fih zu einer kragfähigen Yer- 
waltungseinheit werden verſchmelzen laffen, foll hier alfo verſucht 
werden, die Wojewodſchaft Pommerellen zu poloniſieren, vor 
allem dem Auslande gegenüber, das in Zukunft vielleicht nur noch 
von 10 % ſtatt 20 % (und mehr) Deutſchen im Korridor hören 
wird, ohne bei der nokoriſchen Unwiſſenheit, die über diefe Gebiete 
allgemein herrſcht, die Praktiken zu ahnen, durch die dieſer Zu- 
ſtand herbeigeführt worden iſt. 


„Messager Polonais“, Nr. 174 (1. 8. 1928); „Epoka“, Nr. 198 
(19. 7. 1928); „Glos Prawdy“, Dodatek: „Pomorze, jego 
role, zadania i potrzeby ekonomiczno-polityczne“ (zur 
Ausgabe vom 29. 7. 1928).] (68) 


Gingen und die Seeküſte vom Standpunkte 
des Verkehrs. 


Unter dieſem Titel berichtet die amtliche Zeitſchrift des Miniſte⸗ 
riums für Gewerbe und Handel über zwei Aufſätze; der erſte 
ſtammt von dem früheren Handelsminiſter Kiedron und handelt 
über „Die Eiſenbahn Oberſchleſien —Gdingen als dringendſtes 
Wirtſchaftsproblem Polens“. 

Kiedron hat hier u. a. ausgeführt: Von dem auf 45 Millio- 
nen to jährlich geſchätzten Ergebnis der polniſchen Kohlenförderung 
entfallen auf den Verbrauch des Inlandes 26 Millionen to (0,85 to 
pro Kopf gegenüber 3 to in Deukſchland). Von den verbleibenden 
19 Millionen to werden auf dem Landwege (nach Sſterreich, 
Tſchechoſlowahkei, Ungarn, Balkan, Italien, Rußland und Rand- 
ſtaaten) monaklich 550 000 to exportierk. Hierzu kämen im Falle 
des Abſchluſſes eines deutſch-polniſchen Handelsverkrages noch 
350 000 to monatlich für Deutſchland. Insgeſamk würden alſo im 
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Höchſtfalle 10 000 000 to zu Lande exportierk werden, faſt ebenſo⸗ 


viel (9 Millionen to) verbleiben für den Seeexpork, wofür nach 
Meinung des Verfaſſers nur die baltiſchen Staaten in Frage 
kommen. Die bisherigen Erfahrungen haben jedoch gezeigt, daß 
die Leiſtungen der Eiſenbahnlinien nur 600 000 to monatlich be- 
fragen, „so daß der weitere Ausbau der Häfen, sowohl in Dan- 
zig als auch in Gdingen ohne gleichzeitige Vermehrung der 
Transportleistung der Eisenbahnen zwecklos ist.“ Zu dieſen 
Ausführungen von Kiedron iſt zu bemerken, daß ſie nichk ganz für 
ſeine Forderung überzeugend wirken, daß man wegen der rund 
2 Millionen to (9 Millionen Seeexppork abzüglich rund 7 Millio- 
nen bisherige Leiſtung der Bahn) unbedingt die „Kohlenmagiſtrale“ 
bauen muß. Demgegenüber iſt zu beachten, daß der Verfaſſer des 
zweiten, hier erwähnten Artikels den monaklichen Kohlenumſchlag 
in Gdingen allein ſchon auf 1375000 to — rund 16,5 Millio- 
nen to jährlich angibt. Dadurch erhält die Sachlage allerdings ein 
anderes Bild. 

Die Löſung der von Kiedron dargeſtellten Schwierigkeiten ſoll 
der Bau der neuen Strecke bringen, welche diefe Häfen (2) mit 
dem Kohlenrevier verbindet, — die Strecke Oberſchleſien — 
Gdingen — „die nicht nur eine unmittelbare Verbindung unter 
Umgehung des Gebietes der Freien Stadt Danzig herstellt, son- 
dern auch um 130 km kürzer als der bisherige Weg (nach 
Gdingen!) ist, was weitere Ermäßigung der Frachten gestattet.“ 
Nach Meinung von Kiedron muß vor dem weiteren Ausbau des 
Gdingener Hafens erft diefe Eiſenbahnlinie hergeſkellt werden. 
Der Verfaſſer des vorliegenden berichtenden Aufſatzes fügt dem 
hinzu, daß der Bau der Linie nicht nur beſchloſſen fei, ſondern 
intenfiv betrieben werde, zumal für diefe Zwecke in den Staats- 
haushalt ein Kredit von 23 Millionen Zloty eingeſtellt worden fei. 

Über die Eiſenbahnfragen in Edingen ſelbſt informiert ein 
zweiter, in dem vorliegenden Aufſatz behandelter Artikel, den ein 
gewiſſer Szajer in der Zeikſchrift „Inżynier Kolejowy“ Nr. 3 über 
die im Verkehrsminiſterium ausgearbeiteten Pläne für den Aus- 
bau der Eiſenbahnſtation Gdingens veröffenklicht hat. Als 
Maximal-Exporkquoke über Gdingen werden hier angenommen: 
1375 000 to Kohle ( rund 16,5 Millionen to jährlich) und für den 
Import nach Gdingen monatlich 161 000 to. Bei einer durchſchnitt⸗ 
lichen Faſſungskraft der Kohlenwaggons von 20 to ergibt ſich für 
die Monate des höchſten Erports für Gdingen ein Bedarf von 
käglich 35 Kohlenzügen mit 2400 Waggons; von dieſen würden 
10 % (— 240) beladen (haupkſächlich mit Erzen) zurückgehen, der 
Reſt (2160) würde leer an die Gruben gehen. Ferner kämen 
noch käglich für übriges Exporkgut hinzu: 23 Züge mit insgefamt 
1200 Waggons (zu je 15 to, bedekte Waggons für übrige Trans- 
porfe), von denen 276 beladen zurückgehen. Vorgeſehen ſei, daß 
der ganze Kohlenkranspork auf der Linie Herby —Hohenſalza — 
Bromberg Danzig (doch wohl Gdingen?) erfolgen folle, auf welcher 
Züge bis 70 Waggons verkehren könnken. Die übrigen ſollen über 
die Strecke Laskowiß— Danzig gehen, da wegen der Kürze der 
Stationggleife hier nur Züge bis 50 Waggons verkehren könn- 
ten. Es würde ſich ſomit für den Gdingener Hafen folgender fäg- 
licher Eiſenbahnverkehr ergeben: 


Zum Hafen: Vom Hafen: 
mit Ladung leer - mit Ladung leer 
Kohlenwagen 2400 — 240 2160 
Bedeckte Wagen 1 200 — 276 924 
6 · 3084 


Insgefamt müßten alfo in Gdingen täglich 4116 Waggons umge- 
ſchlagen werden. Hierfür feien die Einrichtungen zu treffen, wobei 
der Verfaſſer vorausſetzt, daß die leeren Waggons ſofork weiter- 
geleitet werden. Es würden in Gdingen bereits Vorkehrungen 
getroffen, um ſowohl den Perſonen- vom Warenverkehr, als auch 
Nah- und Fernverkehr zu krennen. Hierfür ſei der Bekrag von 
19 812 Zloty vorgeſehen (die Zahl erſcheink reichlich niedrig), — 
allerdings ohne Berückſichtigung der noch im eigentlichen Hafen- 
gebiet zu ſchaffenden Einrichtungen. — Für die Stadt und deren 
Eigenverbrauch ſeien Läger mit 4200 qm Fläche, ſowie Umlade- 
ſtellen mit einer geſamten Fronklänge von 2 km projektierf. 


[Gdynia i Wybrzeże Morskie ze stanowiska komunikacyi- 


nego, in: „Przemysł i Handel“, Nr. 30 (1928), S. 1241.] (66) 118 
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Studnicki, WI, Das Memel-Problem. 


Der bekannte polniſche Politiker und Aktivift während des 
Weltkrieges behandelt in der angeſehenen Zeitſchrift „Wirtſchafts- 
Rundſchau“ („Przeglad Gospodarczy“) die Intereſſen, die Polen 
an einer Benutzung des Hafens von Memel habe. Die Frage des 
Zugangs zum Meere ſei für Polen nicht mit Danzig und Gdingen 
erledigt: „Für unsere Nordost-Gebiete können die Ostseehäfen 
Wie Memel, Libau, Riga und Königsberg eine ungeheure Rolle 
Spielen, und es war und ist ein Irrtum unserer Tarifpolitik, 
unserer Holzausfuhr die Benutzung Königsbergs zu erschweren. 
Die Entfernung von Bialowiez nach Danzig beträgt 627 km, 
oder fast 400 km mehr als nach Königsberg hin. Wenn auch 

Önigsberg nicht an der Mündung des Njemen liegt, so wird ihm 
doch seine bequeme Verbindung (mit diesem Fluß) nach Er- 
Neuerung des Flößereiverkehrs auf dem Njemen eine hervor- 
ragende Stellung für das ganze Flußgebiet des Njemen geben. 
Es schließt dies jedoch nicht die Bedeutung Libaus aus, das 
am Ausgangspunkt der Eisenbahn Wilna—Romny—Libau liegt: 
es schließt dies natürlich nicht die Bedeutung Memels als des 

afens des Njemenflußgebietes aus. Im Hinblick auf das ganze 
Flußgebiet des Njemen hat das an seiner Mündung liegende 
emel ein natürliches Übergewicht über Königsberg.“ 

Studnicki behandelt dann die Gründe, welche die Friedens- 

onferenz veranlaßk haben, das Memelgebiet vom Deutſchen 
Reiche abzufrennen, und verweiſt auf die Antwort der Alliierten, 
in welcher betont worden ſei, daß „Memel für Litauen der einzige 
natürliche Zugang zum Meere“ ſei. Er kann ſich aber mit dieſer 

ormulierung nicht einverſtanden erklären: „Im Hinblick darauf, 
daß Polen den beträchtlichsten Teil des Niemenbassins besitzt, 
verleihen geographische Umstände, deren Hauptgrundlagen 
Wirtschaftsinteressen sind, Polen ein nicht geringeres Anrecht 
an Memel als Litauen. — Nach den statistischen Angaben, 
welche dem Völkerbund durch Sachverständige im Jahre 1924 
vorgelegt worden sind, betrug die Holzausfuhr über Memel vor 
dem Kriege eine halbe Million Raummeter jährlich, wovon 
65 % aus dem (heutigen) polnischen Gebiet, 20 % aus dem 
litauischen Gebiet und 15 % aus Lettland und Rußland stamm- 
FE „Zur Zeit des Abschlusses des Versailler Traktates 
hatten die alliierten Mächte Memel wahrscheinlich für Rußland 
reserviert; denn Litauen sah man als eine Provinz an, die in 
den Bestand Rußlands aufgehen werde. Man ignorierte unser 

echt, unsere Existenz, unsere Interessen in den Ostgebieten“ 
(S. 295). 

Und als dann Litauen am 10. Januar 1923 den Generalſtreich 
gegen Memel vollführke, beſchränkten ſich die Alliierten auf 
ſchwache Proteſte. Für Polen habe dieſe Wendung ungünſtige 
Folgen gehabt: „Die Ubergabe von Memel an Litauen war den 
Lebensinteressen Polens zuwider: sie erschwerte die Wirt- 
Schaftslage unserer Ostgebiete, schwächte uns in unseren Be- 
ziehungen zu den baltischen Staaten im allgemeinen und gegen- 
über Litauen insbesondere. Polen rechnete jedoch zu sehr auf 
den Botschafterrat und internationale Verhältnisse.. 

„Vom Botschafterrat, der unsere bestimmten Interessen in 
Memel berücksichtigen, ein Lagergebiet und Anteil am Hafen- 
ausschuß oder wenigstens eine dieser Forderungen für uns 
Sicherstellen sollte, ging die Angelegenheit an den Völkerbund 
über, auf ein Gebiet, das weniger freundlich für uns war. Und 
hier wurde sie durch den polnischen Delegierten Skirmunt ver- 
nachlässigt. Bei den ersten beiden Sitzungen, welche der Memel- 

rage gewidmet waren, war Skirmunt nicht zugegen. Auf der 
dritten Sitzung erklärte er, daß er an den beiden ersten Dis- 

ussionen des Rates nicht teilgenommen habe, weil er der 

einung gewesen sei, daß dies ein Streit zwischen dem Bot- 
Schafterrat und der litauischen Regierung sei. So wurden 
Unsere Interessen in Memel vertan, was sich auch ungünstig für 
Memels Interessen auswirkte“ (S. 296 ) „Die einzig zu- 
lässige Lösung wäre gewesen, Memel provisorisch als Freie 
Stadt zu errichten, in welcher die Interessen Polens mit denen 
Litauens gleichberechtigt waren. Dieses Postulat fand seine 
vollständige Begründung darin, daß Polen einen beträchtlichen 
Teil des Niemen-Flußgebietes (51 800 qkm) besitzt.“ 
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Und für dieſes Gebiet, das vorwiegend mit Wald beſtanden fei, 


bilde Memel den Holzausfuhrhafen: 

„Das Waldgebiet des Teiles der polnischen Ostgebiete, die 
mehr nach Memel als nach anderen Ostseehäfen tendiren, bilden 
alle Kreise der Wojewodschaft Nowogrödek, d. h. 22 692 qkm, 
ferner von der Wojewodschaft Wilna die Kreise Oszmiana, 
Swieciany, Wileika, Wilna. Der Gebietsumfang dieser Kreise 
beträgt 15993 qkm.“ 

„Von den Kreisen der Wojewodschaft Bialystok müssen ge- 
nannt werden: Augustow, Grodno, Suwałki und Szczuczyn. Das 
Gesamtgebiet dieser Kreise beträgt 12 092 qkm. Insgesamt ten- 
diert also ein polnisches Gebiet von 51 770 qkm wirtschaftlich 
nach Memel, und ist somit größer als das entsprechende litaui- 
sche Gebiet, da Litauen 56258 qkm umfaßt. Die nördlichen 
Teile dieses Gebietes tendieren mehr nach Libau und Riga als 
nach Memel. Die litauischen und polnischen Gebiete, welche 
nach Memel tendieren, sind fast gleich groß, aber das polnische 
Gebiet ist viel stärker bewaldet als das litauische.“ 

Verfaſſer gibt dann genaue Zahlenangaben über die Bewaldung 
der einzelnen obengenannten Kreiſe und ſchließt daraus: „Ins- 
gesamt umfaßt also der Waldbestand auf polnischem Gebiete 
1 336 799 ha, das polnische Gebiet besitzt also um einige 80 % 
mehr Wald als das litauische.“ . . . „Wenn also dem polni- 
schen Gebiete der Zugang nach Memel ermöglicht würde, 
würde dieser Umstand die Holzausfuhr durch diesen Hafen um 
ein Vielfaches heben und entsprechendes Material für die Holz- 
industrie Memels liefern, günstig auf die Waldwirtschaft des 
ganzen Niemen-Bassins einwirken, das landwirtschaftliche 
Kapital dieses Landes vermehren und so zur Hebung der Land- 
wirtschaft beitragen. Und diese Landwirtschaft, auch im heuti- 
gen Zustande, würde ein wichtiger Faktor zur Stärkung des 
Hafens von Memel sein“ 

Memel, früher einer der wichkigſten Holzausfuhrhäfen, fei in 
dieſer Eigenſchaft ſehr ſtark zurückgegangen. Die Takſache, daß es 
Importhafen für Litauen geworden fei, könne dieſen Niedergang 
nicht wettmaden, da die litauiſche 2-Millionen-Bevölkerung nur 
eine geringe Kaufkraft habe. Nach der Herſtellung des Tranſit⸗ 
verkehrs von Polen durch Litauen werde Memel allerdings einer 
Konkurrenz von Königsberg und Libau gegenüberſtehen: „Diese 
Häfen sind wesentlich besser ausgebaut und besitzen die not- 
wendigen Kühlhäuser, Elevatoren und Lagerräume zum Ein- 
laden der Waren. Der Ausbau Memels wird große Kosten er- 
fordern, welche die Finanzkräfte Litauens übersteigen können. 
Polen könnte, wenn es den Transitverkehr durch Litauen und 
ein Gebiet für seine Lagerhäuser im Memeler Hafen erhält, sich 
an den Kosten für dessen Ausbau beteiligen. Für unsere Holz- 
ausfuhr müßten wir in Memel bequeme Bedingungen für Um- 
ladung und Trocknung erhalten. Nötig ist hierfür die Erwerbung 
eines Freigebiets „ das ziemlich umfangreich sein 
müßte. Notwendig ist die Zusicherung des Rechts, Gebäude 
aufzuführen. Erwünscht ist ferner das Recht, eigene Post, Tele- 
graf, Telephon, Sanitäts- und Sicherheitspolizei usw. unter- 
halten zu können.“ Studnicki verweiſt hierbei auf das große 
Enkgegenkommen, das Rumänien in feinem Hafen Galatſch den 
Polen bewieſen habe. Litauen werde ſelbſt von der Gewährung 
des Tranſitverkehrs die größten Vorteile haben. Denn Polen 
werde dann die Verkiefung des Auguſtowoer Kanals und die Schaf- 
fung einer Kanalverbindung zwiſchen Weichſel und Njemen, welche 
ungeheure Bedeukung in gleicher Weiſe für Polen wie für Likauen 
haben werde, in Angriff nehmen. 

Bei dem jetzigen Stande der diplomafifhen Beziehungen 
zwiſchen Polen und Likauen ſind die Ausführungen Studnickis als 
recht problematiſch anzuſehen. 


[Zagadnienie Klaipedy; in: „Przegląd Gospodarczy“ Jhg. IX 
Heft 7 (Warschau 1928), S. 295 ff.] 71) 
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